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Positionspapier zum Strafrecht
im Zusammenhang mit

Strafrechtsänderungsvorhaben der "Grossen Koalition"
und der aktuellen Sicherheitspolitik
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I. Strafrechtsänderungsvorhaben der "Grossen Koalition"

Die "Grosse Koalition" treibt verschiedene Änderungen des Strafgesetzbuches (StGB) voran. Konkret geht es
u.a. um "Reiseterroristen", "Hasskriminalität", Tötungsdelikte und Sexualstrafrecht. Die Vorhaben stehen im
Zusammenhang mit einem gesetzgeberischen Hyper-Aktivismus im Bereich der Sicherheitspolitik, der Anlaß
zur Sorge gibt. Die aktuelle und vergangene Sicherheitsgesetzgebung ist von tagespolitischen Ereignissen
beeinflußt. Sie ist geprägt davon, die Befugnisse der Sicherheitsbehörden bereits weit im Vorfeld von strafba-
rem oder "gefährlichem" Handeln immer stärker auszuweiten. Die Gesetze werden immer unübersichtlicher
und unverständlicher.

Auch im Strafrecht ist eine zunehmende "Politisierung" und "Entsystematisierung" zu beklagen, die die Qua-
lität der Strafgesetze in Frage stellt und die wegen der möglichen Straffolgen hoch problematisch ist. Dabei
müßten jedoch gerade Strafrechtsänderungen besonders planvoll und systematisch angegangen werden und
gesellschaftliche Transformationsprozesse im Bereich des Rechtsgüterschutzes objektiv abbilden. Dazu ge-
hört auch, vorhandene Wertungswidersprüche zu beseitigen, etwa im Verhältnis der Strafandrohungen bei
Eigentumsdelikten und Körperverletzungsdelikten. Dazu gehört auch, über die Entkriminalisierung von be-
stimmten Verhaltensweisen zu diskutieren.

Leitlinien für Strafrechtsänderungen müssen Rechtsstaatlichkeit, der Bestimmtheitsgrundsatz, kriminologische
Erkenntnisse sein. Auch sich in der Gesellschaft ändernde Wertevorstellungen und neue, global wirksame
Bedrohungen von Rechtsgütern sollten berücksichtigt werden. Angesichts des Klimawandels betrifft letzteres
auch den Bereich des Umweltstrafrechts.

Mit der Akzeptanz und Qualität - und damit auch mit der vorhersehbaren Vollziehbarkeit - von Gesetzen steht
und fällt ein Rechtsstaat und das Vertrauen in ihn.



         BUNDESARBEITSGEMEINSCHAFT

          D E M O K R AT I E  U N D  R E C H T

2

II. Unsere Position zu den Vorhaben

1. Reisende Gewalttäter stoppen - Resolution des Sicherheitsrates der VN

Wir unterstützen das Anliegen der Resolution 2178-2014 des Sicherheitsrats der Vereinten Na-tionen (VN) in
Bezug darauf, Personen daran zu hindern, in die aktuellen Krisengebiete zu reisen, oder von dort nach
Deutschland, um sich auf Seiten der ISIS an brutalen Gewalttätigkeiten zu beteiligen oder Gewalt in unser
Land zu tragen. Wir unterstützen auch das Anliegen, die Finanzierung schwerer gewaltorientierter Straftaten
zu unterbinden. Dieses Anliegen kommt etwa in dem "Internationalen Übereinkommen der VN vom
09.12.1999 zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus" zum Ausdruck oder in den Empfehlungen der
"Financial Action Task Force on Money Laundering" (Arbeitsgruppe für finanzielle Maßnahmen gegen Geld-
wäsche, FATF)

Der Staat ist verpflichtet und es muß sein Bestreben sein, Gewalt effektiv zu verhindern und zu ahnden. Dies
dient der Gefahrenabwehr und dem Schutz überragender Rechtsgüter: Dem Leben, der körperlichen Unver-
sehrtheit und dem Recht auf freie Selbstbestimmung seiner Bürgerinnen und Bürger.

Den Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur Änderung der Verfolgung der Vorbereitung von schwe-
ren staatsgefährdenden Gewalttaten" lehnen wir jedoch ab. Für diesen Entwurf fehlt es schon an einer
konkreten und nachvollziehbaren Darstellung der tatsächlichen Gefahrenlage, die für Deutschland durch
"ausländische terroristische Kämpfer" und die "Terrorismusfinanzierung" besteht.

Zudem stellt die Bundesregierung in der Begründung zu dem Gesetzentwurf ausdrücklich klar, dass die straf-
rechtlichen Regelungen in Deutschland gut geeignet und hinreichend seien, um den aktuellen Bedrohungen
durch den "internationalen Terrorismus" zu begegnen. So ist etwa das "Internationale Übereinkommen der VN
zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus" bereits im bestehenden § 89a Abs. 2 Nr. 4 StGB umge-
setzt. Vor diesem Hintergrund wirkt es wie eine Irreführung des Deutschen Bundestages, wenn die Bundes-
regierung gleichwohl es so hinstellt, als verpflichteten die VN-Resolution und die FATF-Empfehlungen den
Gesetzgeber dazu, das StGB in dieser Weise zu ändern.

Die neuen Tatbestände würden die Möglichkeit schaffen, viele unbescholtene Menschen in den Kreis von
Verdächtigen zu ziehen und ihre Bewegungs- und Handlungsfreiheit weiter in un-verhältnismässiger Weise
einzuschränken.

Einige der objektiven Tatbestände knüpfen nämlich an Handlungen an, die aus sich heraus keinen Un-
rechtsgehalt aufweisen ("aus der Bundesrepublik Deutschland ausreisen", "Vermögenswerte sammeln,
entgegennehmen, zur Verfügung stellen") oder die nichts darüber aussagen, ob sie sozial adäquat sind oder
nicht. Die Strafbarkeit wird erst durch eine innere Einstellung oder ein inneres Wissen begründet ("um eine
staatsgefährdende Straftat zu begehen", "mit dem Wissen, dass diese von einer anderen Person für eine
staatsgefährdende Straftat verwendet werden sollen"). Eine solche innere Einstellung lässt sich grundsätzlich
nur sehr schwer objektivieren und bietet daher von vornherein einen weiten Ermessensspielraum für Ver-
dächtigungen.

Zudem wird die Strafbarkeit weit in das Vorfeld der eigentlich gefährlichen Handlung, nämlich der
staatsgefährdenden Straftat, vorverlagert ("es unternimmt auszureisen", "sammelt", "entgegennimmt", "zur
Verfügung stellt").
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Vor allem vor dem Hintergrund begründeter Zweifel an der Wirksamkeit dieser repressiven und teil-weise
weit mehr als nur rechtsstaatlich zweifelhaften Strategien bei der Bekämpfung des "Terrorismus", vermissen
wir vor allem alternative politische Initiativen.

2. "Hasskriminalität" ahnden - Es braucht neue Vorbilder

Wir halten es für dringend geboten, bei der Ermittlung und Bestrafung von Gewalttaten rassistische, frem-
denfeindliche und sonstige "menschenverachtende" Motive stärker zu berücksichtigen.

Durch den Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur Umsetzung von Empfehlungen des NSU Untersu-
chungsausschusses des Deutschen Bundestages" sollen "menschenverachtende" Motive in den Katalog
des § 46 Abs. 2 Satz 2 des StGB aufgenommen werden. Dies ist reine Symbolpolitik. Schon nach der gel-
tenden Gesetzesfassung können und müssen die Strafgerichte derartige Motive bei der Strafzumessung be-
rücksichtigen. Und sie tun es auch. Die Vorschläge des Untersuchungsausschusses greift der Entwurf dage-
gen nicht auf. Auch Weitere Umsetzungsmaßnahmen aus den Empfehlungen des Untersuchungsausschus-
ses bleibt die Bundesregierung schuldig. Und das angesichts eines der größten sicherheitspolitischen Skan-
dale der Nachkriegszeit und immer weiteren Erkenntnissen über den Umfang rechtsextremistisch motivierter
Gewalttaten und Kapitaldelikte.

Um  gruppenbezogene Gewalt in die Schranken zu weisen, braucht es wesentlich mehr als Symbolpolitik.

Es braucht strukturelle Maßnahmen bei den Sicherheitsbehörden und einen Mentalitätswechsel. Die Sicher-
heitsbehörden müssen das verspielte Vertrauen der Menschen wiedergewinnen. Es braucht eine Stärkung
von Justiz und Polizei, damit bestehende Gesetze effektiv vollzogen und Prävention und Opferschutz ge-
währleistet werden können. Es muß dafür Sorge getragen werden, daß entsprechende Motivlagen bereits im
Ermittlungsverfahren erkannt und beweissichernd dokumentiert werden.

Wertungswidersprüche beim Strafmaß und bei der Strafverfolgung müssen aufgelöst werden. Es kann nicht
sein, daß Delikte gegen das Eigentum härter bestraft und konsequenter verfolgt werden, als Delikte, die sich
gegen die sich gegen die körperliche Unversehrtheit richten.

3. Tötungsdelikte reformieren

Eine Reform der Tötungsdelikte unterstützen wir. Denn die Beweggründe einen Menschen zu töten, sind im
Tatbestand des Mordparagrafen fehl am Platz (§ 211 StGB). Das Strafrecht ist nicht dazu da, Gesinnun-
gen zu bestrafen, sondern die Verletzung von Rechtsgütern. Die Motive der Tat haben ihren eignen Platz
und zwar in den Vorschriften zur Strafzumessung (§ 46 StGB). Wir befürworten Reformregelungen, die diese
Zweiteilung von objektiv orientiertem Rechtsgüterschutz und subjektiver orientierter Strafzumessung im mate-
riellen und prozessualen Strafrecht abbilden.

4. Sexuellen Missbrauch verhindern, sexuelle Selbstbestimmung ermöglichen

Kinder und Jugendliche stehen unter dem besonderen Schutz der Gemeinschaft. Das Gewaltmonopol des
Staates gebietet es daher, Kinder und Jugendlichen besonders effektiv vor sexuellem Missbrauch zu schüt-
zen und Eingriffe in ihre sexuelle Selbstbestimmung konsequent zu ahnden. Soweit die aktuell vom Bundes-
tag beschlossenen Änderungen des Sexualstrafrechts darauf abzielen, begrüssen wir diese.
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Nicht hinreichend umgesetzt worden ist allerdings das "Übereinkommen des Europarats zur Verhü-tung und
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt - Istanbul-Konvention". Dazu hätte es auch
einer Neuregelung des Tatbestandes der sexuellen Nötigung und Vergewaltigung bedurft (vgl. Art. 36
Istanbul-Konvention, § 177 StGB). Eine solche müsste sicherstellen, dass das Rechtsgut der sexuellen
Selbstbestimmung stets schon dann verletzt ist, wenn sexuelle Handlungen gegen den Willen des Betroffe-
nen vorgenommen werden.

Auch hat die Bundesregierung bei ihrem Gesetzesvorhaben viele soziologische Faktoren unterbe-lichtet
gelassen. Das betrifft etwa die Kommerzialisierung von Sexualität und den Einfluss, den diese Kommerziali-
sierung auf unsere Vorstellungen über Sexualität und die Rolle der Geschlechter hat. Das Herausarbeiten
dieser Zusammenhänge macht es aber erst möglich zu beurteilen, ob und inwieweit ein staatlicher Anspruch
auf Pönalisierung von bestimmten Sexualverhalten einerseits kohärent ist mit einer Politik andererseits, die
eine Kommerzialisierung unserer Lebenswelten immer weiter voran treibt.

5. Änderung des § 201a StGB unverhältnismässig - Meine Handy-Cam gehört mir

Die Neufassung des § 201a StGB lehnen wir ab. Sie ist unverhältnismäßig. Künftig wird Fotografieren zur
ernsten Gefahr. Schon ein peinlicher Schnappschuß kann eine Haftstrafe zur Folge haben. Das geht an der
Realität vorbei:

Fotografieren mit "Smart-Phones" ist ein Massenphänomen. Es ist Alltag. Es ist Ausdruck des Le-bensgefühls
von Millionen Menschen. Es ist Mittel zur Kommunikation und Information. Es ist Kunst. Es ist Dokumentation.
Es ist zudem ein Mittel der Beweissicherung. So plant nach Hessen, Bayern und Hamburg nun auch Baden-
Württemberg die Einführung von Schulterkameras, damit Bürgerinnen und Bürger bei Polizeieinsätzen gefilmt
werden können, um Gewalt gegen Polizistinnen zu verhindern und Beweise für Strafverfahren zu sichern.

Wie sieht es aber umgekehrt aus? Können die Bürgerinnen und Bürger nach der neuen Rechtslage ihrerseits
weiterhin rechtskonformes aber auch rechtswidriges Verhalten der Polizei frei dokumentieren und dazu Be-
weise sichern? Nein. Denn durch die neue Vorschrift können solche Aufnahmen von der Polizei leichter ver-
hindert werden. Es reicht die Behauptung, solche Aufnahmen seien bloßstellend oder es bestehe die Gefahr,
daß sie an Dritte weitergegeben würden. Allein mit einer solchen Behauptung ließe sich eine Gefahr im Sin-
ne des Polizeirechts begründen. Nämlich die Gefahr einer Verletzung des § 201a StGB. Betroffene bräuch-
ten noch nicht einmal mehr einen Strafantrag zu stellen - die Polizei kann nach neuer Rechtslage von Amts
wegen einschreiten! Am Einsatz der Polizei besteht aber ein besonderes Informationsinteresse der Öffentlich-
keit. An der Beweissicherung für rechtswidriges Polizeihandeln besteht zudem ein persönliches und gegebe-
nenfalls sogar ein öffentliches Strafverfolgungsinteresse - beruhend auf dem Legalitätsprinzip. Es muß daher
grundsätzlich möglich sein, Polizeieinsätze, wie alle öffentlichen Vorgänge, ungehindert zu dokumentieren
und weiterzugeben, etwa an einen Rechtsanwalt.

Die Vorschrift ist darüber hinaus unsystematisch. Denn selbst Polizistinnen, die mit der Schulterkamera Bür-
gerinnen in einer verfänglichen Situation abbildeten, könnten dadurch zu Straftätern werden. Der entschei-
dende Unterschied ist aber, dass die Polizei solche Aufnahmen an Ort und Stelle verhindern kann - die Bür-
gerinnen nicht.

Die Dokumentation von Vorgängen im öffentlichen Raum muss daher grundsätzlich frei sein und er-
laubt bleiben. Die Strafbarkeit darf erst bei der unbefugten Verbreitung persönlichkeits-verletzender
Aufnahmen ansetzen.
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Schliesslich besteht kein Bedürfnis nach einer solchen Vorschrift. Denn die Verbreitung persönlich-
keitsrechtverletzender Bildnisse war bereits durch den § 201a StGB in der alten Fassung und durch den § 33
KunstUrhG strafrechtlich sanktioniert. Der Streit darum wurde zudem in der Praxis vor allem zivilrechtlich
ausgetragen. Deshalb sollten die zivilrechtlichen Möglichkeiten, die bereits durch die Rot-GRÜNE Bundes-
regierung im Entschädigungsrecht ausgebaut wurden, weiter gestärkt werden.

III. Unsere Forderungen zu Vorhaben im Bereich der Sicherheits- und Strafgesetzgebung:

-  Politische Initiativen zur Erweiterung der Zuständigkeiten und exekutiven Kompetenzen des Interna-
tionalen Strafgerichtshofes, etwa auf Tatbestände des "Terrorismus", des "Söldnertums" und der "Fol-
ter", aber auch auf "Umweltdelikte“.

-   Die Strafbarkeit der Sexuellen Nötigung und Vergewaltigung auf alle sexuellen Handlungen erweitern,
die einem Dritten ohne dessen freiwillige Zustimmung vorsätzlich aufgezwungen werden (vgl. Art. 36
Istanbul-Konvention, § 177 StGB).

-   Die Änderungen des § 201a StGB aufheben. Statt dessen das zivilrechtliche Schadenersatzrecht
zugunsten des Geschädigten verbessern und zwar im Hinblick auf die Verletzung des allgemeinen
Persönlichkeitsrechts durch die Verbreitung von Personenbildnissen (Fortschreibung des Zweiten Geset-
zes zur Änderung schadenersatzrechtlicher Vorschriften vom 19.07.02; vgl. BGBl I Jahrgang 2002 Nr. 50
vom 25.07.2002, BT-Drs Nr. 14/7752)

-   Die Tötungsdelikte (§§ 211, 212, 213 StGB) so neu fassen, dass

-   im objektiven Tatbestand keine Gesinnungsmerkmale mehr enthalten sind,
-   die Motive der Tötung im Rahmen der Strafzumessung berücksichtigt werden (vgl. § 46 StGB)
-   im objektiven Tatbestand allein die strafbare Verletzung des Rechtsgutes Leben umschrieben ist
-   die lebenslange Freiheitsstrafe durch eine höhere Zeitstrafe ersetzt wird

-   Die Hauptverhandlung reformieren und zwar im Hinblick darauf, dass in zwei getrennten Ab-schnitten
über die Verletzung des geschützten Rechtsguts und über die Motive der Tat, also die Umstände der
Strafzumessung verhandelt wird.

-   Wertungswidersprüche im Strafrecht beseitigen, namentlich bei der Strafverfolgung und Be-strafung
von Eigentums-, Gewaltdelikten und Bagatelldelikten, Mindeststrafe bei schwerer Körperverletzung erhö-
hen

-   Die Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV) dahin ergänzen, dass das
öffentliche, und, bei Mischantragsdelikten, das besondere öffentliche Interesse an der Strafverfolgung
in der Regel zu bejahen ist, bei rassistisch, fremdenfeindlich oder ansonsten menschenverachtend mo-
tivierten Straftaten.

-   Empirische und kriminologische Befunde und Veränderungen in gesellschaftlichen Wertvorstellungen
beim Rechtsgüterschutz abbilden (konkret etwa bei Umweltdelikten und Tierquälerei)

-   Über die Entkriminalisierung von Verhalten diskutieren (konkret etwa bei Erschleichen von Leistungen,
Diebstahl geringwertiger Sachen, Schwangerschaftsabbruch)
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-   Die Konsistenz des Strafrechts überprüfen (Nebenstrafrecht), Straftatbestände klar und verständlich
formulieren und dabei die Besonderheiten der Tatbegehung von Jugendlichen berücksichtigen

-   Wirksamkeit von Strafandrohungen, Strafrahmen überprüfen (z.B. § 177 StGB – Mindeststrafmaß nicht
mehr bewährungsfähig, es gibt aber wenig dahingehende Verurteilungen)

-   Stärkung der Justiz und der Ermittlungsbehörden gemäss ihres Auftrags, den Rechtsstaat zu vertei-
digen und seine Grundwerte durchzusetzen

Beschluss der BAG Demokratie von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Köln, 28.02.2015
Bei der Beschlussfassung waren acht Landesverbände vertreten


